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Einladung zur ordentlichen Hauptversammlung am 26. August 2025 

 
 
Die Pyramid AG („Gesellschaft“) lädt hiermit ihre Aktionäre zu der am 
 

26. August 2025, um 14:00 Uhr (MESZ) 
 
stattfindenden ordentlichen Hauptversammlung ein. 
 
Die Hauptversammlung wird auf Grundlage von § 15 Abs. (6) der Satzung der Gesellschaft in 
Form einer virtuellen Hauptversammlung gemäß § 118a Abs. 1 Satz 1 Aktiengesetz (AktG) 
ohne physische Präsenz der Aktionäre oder ihrer Bevollmächtigten am Ort der Hauptver-
sammlung abgehalten, mit Ausnahme der von der Gesellschaft benannten Stimmrechtsver-
treter. 
 
Die Hauptversammlung wird in Bild und Ton im Aktionärsportal, das über die Internetseite der 
Gesellschaft unter 
 

https://pyramid-ag.com/termin/annual-general-meeting-2025/ 
 
und dort über den weiterführenden Link zum Aktionärsportal zugänglich ist, übertragen. Die 
Aktionäre und ihre Bevollmächtigten können, wie in Abschnitt III. am Ende dieser Einberufung 
im Einzelnen beschrieben, im Aktionärsportal auch ihr Stimmrecht und weitere Rechte ausü-
ben. Ort der Hauptversammlung im Sinne des Aktiengesetzes sind die Räumlichkeiten der 
Kanzlei HEUKING, Prinzregentenstraße 48, 80538 München. 
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I. 

Tagesordnung 
 
Tagesordnungspunkt 1 
Vorlage des festgestellten Jahresabschlusses und des gebilligten Konzernabschlusses 
zum 31. Dezember 2024, des Konzernlageberichts sowie des Berichts des Aufsichtsra-
tes für das Geschäftsjahr 2024 
 
Es findet nach den gesetzlichen Bestimmungen zu diesem Tagesordnungspunkt keine Be-
schlussfassung der Hauptversammlung statt, da der Aufsichtsrat den vom Vorstand aufge-
stellten Jahresabschluss zum 31. Dezember 2024 und Konzernabschluss zum 31. Dezember 
2024 geprüft und gebilligt hat. Der Jahresabschluss ist damit gemäß § 172 AktG festgestellt. 
 
Die zu diesem Tagesordnungspunkt genannten Unterlagen werden in der Hauptversammlung 
erläutert. Sie können auf der Internetseite der Gesellschaft unter 
 

https://pyramid-ag.com/termin/annual-general-meeting-2025/ 
 
eingesehen werden. 
 
Tagesordnungspunkt 2 
Beschlussfassung über die Ergebnisverwendung für das Geschäftsjahr 2024 
 
Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, den im Jahresabschluss zum 31. Dezember 2024 
ausgewiesenen Bilanzgewinn in Höhe von EUR 8.031.794,15 vollständig auf neue Rechnung 
vorzutragen. 
 
Tagesordnungspunkt 3 
Beschlussfassung über die Entlastung des Vorstands für das Geschäftsjahr 2024 
 
Im Geschäftsjahr 2024 waren Herr Andreas Empl, Herr Peter Trosien, Herr Arne Weber sowie 
Herr Christian Damjakob (ab 1. Oktober 2024) Mitglieder des Vorstands. 
 
Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, über die Entlastung der Mitglieder des Vorstandes für 
das Geschäftsjahr 2024 im Wege der Einzelentlastung folgenden Beschluss zu fassen: 
 

a) Dem im Geschäftsjahr 2024 amtierenden Mitglied des Vorstands Andreas Empl 
wird für diesen Zeitraum Entlastung erteilt. 

 
b) Dem im Geschäftsjahr 2024 amtierenden Mitglied des Vorstands Peter Trosien wird 

für diesen Zeitraum Entlastung erteilt. 
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c) Dem im Geschäftsjahr 2024 amtierenden Mitglied des Vorstands Arne Weber wird 
für diesen Zeitraum Entlastung erteilt. 
 

d) Dem im Geschäftsjahr 2024 ab 1. Oktober 2024 amtierenden Mitglied des Vor-
stands Christian Damjakob wird für diesen Zeitraum Entlastung erteilt. 

 
Tagesordnungspunkt 4 
Beschlussfassung über die Entlastung der Mitglieder des Aufsichtsrats für das Ge-
schäftsjahr 2024 
 
Im Geschäftsjahr 2024 waren Herr Dr. Jürgen Gromer, Herr Ralph Weidenmann und Herr 
Christoph Löslein Mitglieder des Aufsichtsrats. 
 
Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, über die Entlastung der Mitglieder des Aufsichtsrats 
für das Geschäftsjahr 2024 im Wege der Einzelentlastung folgenden Beschluss zu fassen: 
 

a) Dem im Geschäftsjahr 2024 amtierenden Mitglied des Aufsichtsrats Dr. Jürgen Gro-
mer wird für diesen Zeitraum Entlastung erteilt. 
 

b) Dem im Geschäftsjahr 2024 amtierenden Mitglied des Aufsichtsrats Ralph Weiden-
mann wird für diesen Zeitraum Entlastung erteilt. 

 
c) Dem im Geschäftsjahr 2024 amtierenden Mitglied des Aufsichtsrats Christoph Lös-

lein wird für diesen Zeitraum Entlastung erteilt. 
 
Tagesordnungspunkt 5  
Wahl des Abschlussprüfers für das Geschäftsjahr 2025 
 
Der Aufsichtsrat schlägt vor, die Nexia GmbH, Wirtschaftsprüfungsgesellschaft Steuerbera-
tungsgesellschaft, Düsseldorf, zum Jahresabschlussprüfer und Konzernabschlussprüfer der 
Gesellschaft für das Geschäftsjahr 2025 zu bestellen. 
 

Tagesordnungspunkt 6 
Beschlussfassung über die Umstellung von Inhaberaktien auf Namensaktien sowie die 
entsprechende Änderung der Satzung  
 
Die Aktien der Gesellschaft lauten derzeit auf den Inhaber. Es ist beabsichtigt, die Aktien der 
Gesellschaft auf Namensaktien umzustellen. Namensaktien haben sowohl bei der Kapital-
marktkommunikation als auch bei der direkten Aktionärskommunikation Vorteile. Vorstand und 
Aufsichtsrat sehen insoweit Vorteile sowohl auf Seiten der Aktionäre als auch der Gesellschaft. 
Eine Vinkulierung der Aktien ist nicht vorgesehen. Im Zuge der Umstellung auf Namensaktien 
ist auch eine Anpassung der Einberufungsvorschriften zur Hauptversammlung erforderlich. 
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Die Umwandlung der Inhaberaktien in Namensaktien erfordert zudem eine Anpassung der 
Regelungen der bestehenden genehmigten Kapitalien insoweit, dass die dortige Bezugnahme 
von Inhaberaktien auf Namensaktien geändert wird und die Ermächtigungen insoweit auch auf 
Namensaktien lauten. Weitere inhaltliche Anpassungen der genehmigten Kapitalien sind nicht 
vorgesehen. 
 
Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, folgenden Beschluss zu fassen: 
 
a) Die bisher auf den Inhaber lautenden Aktien der Gesellschaft werden in Namensaktien 

umgewandelt. Der Vorstand wird ermächtigt, alles Erforderliche und Notwendige für die 
Umwandlung der Inhaberaktien in Namensaktien zu veranlassen. 

 
b) Änderung von § 3 Abs. (4) der Satzung (Genehmigtes Kapital 2022/I) und des zugrun-

deliegenden Ermächtigungsbeschlusses 
 
§ 3 Abs. (4) der Satzung der Gesellschaft wird wie folgt neu gefasst: 
 
„Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Grundkapital der 
Gesellschaft bis zum Ablauf von fünf Jahren, gerechnet ab dem Tag der Eintragung 
dieses genehmigten Kapitals in das Handelsregister, einmalig oder mehrmalig, ganz 
oder in Teilbeträgen durch Ausgabe von neuen, auf den Namen lautende Stückaktien 
gegen Bar- und/oder Sacheinlagen um bis zu EUR 8.277.171,00 durch Ausgabe von 
bis zu 8.277.171 neuen, auf den Namen lautenden Stückaktien mit einem rechneri-
schen Anteil am Grundkapital von je EUR 1,00 je Aktie zu erhöhen (Genehmigtes Ka-
pital 2022/I). Die Ermächtigung kann einmal oder mehrmals, ganz oder in Teilbeträgen 
ausgenutzt werden. 
 
Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das gesetzliche Be-
zugsrecht der Aktionäre in folgenden Fällen auszuschließen: 
 
– für Spitzenbeträge; 
– bei Kapitalerhöhungen gegen Bareinlage sofern der auf die neue Aktien, für die 

das Bezugsrecht ausgeschlossen wird, insgesamt entfallende anteilige Betrag 
des Grundkapitals 10 % des im Zeitpunkt der Ausübung dieser Ermächtigung 
vorhandenen Grundkapitals nicht übersteigt und der Ausgabebetrag der neuen 
Aktien den Börsenpreis der bereits an einer Wertpapierbörse gehandelten Aktien 
gleicher Gattung und Ausstattung zum Zeitpunkt der endgültigen Festlegung des 
Ausgabebetrags durch den Vorstand nicht wesentlich im Sinne der §§ 203 Abs. 1 
und 2, 186 Abs. 3 Satz 4 AktG unterschreitet; 

– bei Kapitalerhöhungen gegen Sacheinlage, insbesondere in Form von Unterneh-
men und/oder Unternehmensteilen, Gesellschaften und/oder 
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Gesellschaftsanteilen, Forderungen, Patenten, Marken und/oder sonstigen ge-
werblichen Schutzrechten, Lizenzen und/oder sonstigen Vermögensgegenstän-
den und/oder sonstigen Rechten; 

– um den Inhabern von Wandelschuldverschreibungen, Wandeldarlehen, Options-
schuldverschreibungen oder Optionsscheinen, die von der Gesellschaft ausge-
geben werden, ein Bezugsrecht auf neue Aktien in dem Umfang zu gewähren, 
wie es ihnen nach Ausübung des Options- bzw. Wandlungsrechts oder nach Er-
füllung der Wandlungspflicht zustehen würde; 

– um Aktien an Mitglieder des Vorstands, Geschäftsführer von mit der Gesellschaft 
verbundenen Unternehmen oder Arbeitnehmer der Gesellschaft oder mit ihr ver-
bundener Unternehmen ausgeben zu können. 
 

Sofern das Bezugsrecht der Aktionäre nicht ausgeschlossen wird, kann das Bezugs-
recht auch eingeräumt werden, indem die Aktien von Kreditinstituten oder anderen die 
Voraussetzungen des § 186 Abs. 5 AktG erfüllenden Unternehmen mit der Verpflich-
tung übernommen werden, sie den Aktionären zum Bezug anzubieten. 
 
Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats die Einzelheiten der 
Durchführung der Kapitalerhöhung aus dem Genehmigten Kapital 2022/I, insbeson-
dere den Inhalt der Aktienrechte sowie die Bedingungen der Aktienausgabe, ein-
schließlich des Ausgabebetrages, festzulegen. 
 
Der Aufsichtsrat wird ermächtigt, die Fassung der Satzung nach Ablauf der Ermächti-
gungsfrist oder nach vollständiger oder teilweiser Durchführung der Erhöhung des 
Grundkapitals aus dem Genehmigten Kapital 2022/I entsprechend dem Umfang der 
Kapitalerhöhung aus dem Genehmigten Kapital 2022/I anzupassen.“ 
 
Der dem Genehmigten Kapital 2022/I zugrunde liegende Ermächtigungsbeschluss der 
Hauptversammlung der Gesellschaft vom 30. August 2022 (Tagesordnungspunk 6) 
wird angepasst mit der Maßgabe, dass er bis zur Eintragung der Neufassung des § 3 
Abs. (4) der Satzung unverändert fort gilt. Die Worte „auf den Inhaber lautende Stück-
aktien“ bzw. „auf den Inhaber lautenden Stückaktien“ werden in der Ermächtigung 
durch die Worte „auf den Namen lautende Stückaktien“ bzw. „auf den Namen lauten-
den Stückaktien“ ersetzt. 
 

c) Änderung von § 3 Abs. (4a) der Satzung (Genehmigtes Kapital 2023/I) und des zu-
grundeliegenden Ermächtigungsbeschlusses 
 
§ 3 Abs. (4a) der Satzung der Gesellschaft wird wie folgt neu gefasst: 
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„Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Grundkapital der 
Gesellschaft bis zum Ablauf von fünf Jahren, gerechnet ab dem Tag der Eintragung 
dieses genehmigten Kapitals in das Handelsregister, einmalig oder mehrmalig, ganz 
oder in Teilbeträgen um bis zu EUR 1.795.914,00 gegen Bar- und/oder Sacheinlagen 
durch Ausgabe von bis zu 1.795.914 neuen, auf den Namen lautenden Stückaktien mit 
einem rechnerischen Anteil am Grundkapital von je EUR 1,00 je Aktie zu erhöhen (Ge-
nehmigtes Kapital 2023/I). Die Ermächtigung kann einmal oder mehrmals, ganz oder 
in Teilbeträgen ausgenutzt werden. 
 
Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das gesetzliche Be-
zugsrecht der Aktionäre in folgenden Fällen auszuschließen: 
 
– für Spitzenbeträge; 
– bei Kapitalerhöhungen gegen Bareinlage sofern der auf die neue Aktien, für die 

das Bezugsrecht ausgeschlossen wird, insgesamt entfallende anteilige Betrag 
des Grundkapitals 10 % des im Zeitpunkt der Ausübung dieser Ermächtigung 
vorhandenen Grundkapitals nicht übersteigt und der Ausgabebetrag der neuen 
Aktien den Börsenpreis der bereits an einer Wertpapierbörse gehandelten Aktien 
gleicher Gattung und Ausstattung zum Zeitpunkt der endgültigen Festlegung des 
Ausgabebetrags durch den Vorstand nicht wesentlich im Sinne der §§ 203 Abs. 1 
und 2, 186 Abs. 3 Satz 4 AktG unterschreitet; 

– bei Kapitalerhöhungen gegen Sacheinlage, insbesondere in Form von Unterneh-
men und/oder Unternehmensteilen, Gesellschaften und/oder Gesellschaftsantei-
len, Forderungen, Patenten, Marken und/oder sonstigen gewerblichen Schutz-
rechten, Lizenzen und/oder sonstigen Vermögensgegenständen und/oder sons-
tigen Rechten; 

– um den Inhabern von Wandelschuldverschreibungen, Wandeldarlehen, Options-
schuldverschreibungen oder Optionsscheinen, die von der Gesellschaft ausge-
geben werden, ein Bezugsrecht auf neue Aktien in dem Umfang zu gewähren, 
wie es ihnen nach Ausübung des Options- bzw. Wandlungsrechts oder nach Er-
füllung der Wandlungspflicht zustehen würde; 

– um Aktien an Mitglieder des Vorstands, Geschäftsführer von mit der Gesellschaft 
verbundenen Unternehmen oder Arbeitnehmer der Gesellschaft oder mit ihr ver-
bundener Unternehmen ausgeben zu können. 

 
Sofern das Bezugsrecht der Aktionäre nicht ausgeschlossen wird, kann das Bezugs-
recht auch eingeräumt werden, indem die Aktien von Kreditinstituten oder anderen die 
Voraussetzungen des § 186 Abs. 5 AktG erfüllenden Unternehmen mit der Verpflich-
tung übernommen werden, sie den Aktionären zum Bezug anzubieten. 
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Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats die Einzelheiten der 
Durchführung der Kapitalerhöhung aus dem Genehmigten Kapital 2022/I, insbeson-
dere den Inhalt der Aktienrechte sowie die Bedingungen der Aktienausgabe, ein-
schließlich des Ausgabebetrages, festzulegen. 
 
Der Aufsichtsrat ist ermächtigt, die Fassung der Satzung nach Ablauf der Ermächti-
gungsfrist oder nach vollständiger oder teilweiser Durchführung der Erhöhung des 
Grundkapitals aus dem Genehmigten Kapital 2023/I entsprechend dem Umfang der 
Kapitalerhöhung aus dem Genehmigten Kapital 2023/I anzupassen.“ 
 
Der dem Genehmigten Kapital 2023/I zugrunde liegende Ermächtigungsbeschluss der 
Hauptversammlung der Gesellschaft vom 30. August 2023 (Tagesordnungspunk 7) 
wird angepasst mit der Maßgabe, dass er bis zur Eintragung der Neufassung des § 3 
Abs. (4a) der Satzung unverändert fort gilt. Die Worte „auf den Inhaber lautende Stück-
aktien“ bzw. „auf den Inhaber lautenden Stückaktien“ werden in der Ermächtigung 
durch die Worte „auf den Namen lautende Stückaktien“ bzw. „auf den Namen lauten-
den Stückaktien“ ersetzt. 
 

d) Änderung von § 3 Abs. (5) der Satzung (Genehmigtes Kapital 2020/I) und des zugrun-
deliegenden Ermächtigungsbeschlusses 
 
§ 3 Abs. (5) der Satzung der Gesellschaft wird wie folgt neu gefasst: 
 
„Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Grundkapital der 
Gesellschaft bis zum Ablauf von fünf Jahren, gerechnet ab dem Tag der Eintragung 
dieses genehmigten Kapitals in das Handelsregister, einmalig oder mehrmalig, ganz 
oder in Teilbeträgen durch Ausgabe von neuen, auf den Namen lautenden Stückaktien 
gegen Bar- und/oder Sacheinlagen um bis zu EUR 77.996,00 durch Ausgabe von bis 
zu 77.996 neuen, auf den Namen lautenden Stückaktien mit einem rechnerischen An-
teil am Grundkapital von je EUR 1,00 je Aktie zu erhöhen (Genehmigtes Kapital 
2020/I). Die Ermächtigung kann einmal oder mehrmals, ganz oder in Teilbeträgen aus-
genutzt werden. 
 
Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das gesetzliche Be-
zugsrecht der Aktionäre in folgenden Fällen auszuschließen: 
 
– für Spitzenbeträge; 
– bei Kapitalerhöhungen gegen Bareinlage sofern der auf die neue Aktien, für die 

das Bezugsrecht ausgeschlossen wird, insgesamt entfallende anteilige Betrag 
des Grundkapitals 10 % des im Zeitpunkt der Ausübung dieser Ermächtigung 
vorhandenen Grundkapitals nicht übersteigt und der Ausgabebetrag der neuen 
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Aktien den Börsenpreis der bereits an einer Wertpapierbörse gehandelten Aktien 
gleicher Gattung und Ausstattung zum Zeitpunkt der endgültigen Festlegung des 
Ausgabebetrags durch den Vorstand nicht wesentlich im Sinne der §§ 203 Abs. 1 
und 2, 186 Abs. 3 Satz 4 AktG unterschreitet; 

– bei Kapitalerhöhungen gegen Sacheinlage, insbesondere in Form von Unterneh-
men und/oder Unternehmensteilen, Gesellschaften und/oder Gesellschaftsantei-
len, Forderungen, Patenten, Marken und/oder sonstigen gewerblichen Schutz-
rechten, Lizenzen und/oder sonstigen Vermögensgegenständen und/oder sons-
tigen Rechten; 

– um den Inhabern von Wandelschuldverschreibungen, Wandeldarlehen, Options-
schuldverschreibungen oder Optionsscheinen, die von der Gesellschaft ausge-
geben werden, ein Bezugsrecht auf neue Aktien in dem Umfang zu gewähren, 
wie es ihnen nach Ausübung des Options- bzw. Wandlungsrechts oder nach Er-
füllung der Wandlungspflicht zustehen würde; 

– um Aktien an Mitglieder des Vorstands, Geschäftsführer von mit der Gesellschaft 
verbundenen Unternehmen oder Arbeitnehmer der Gesellschaft oder mit ihr ver-
bundener Unternehmen ausgeben zu können. 

 
Sofern das Bezugsrecht der Aktionäre nicht ausgeschlossen wird, kann das Bezugs-
recht auch eingeräumt werden, indem die Aktien von Kreditinstituten oder anderen die 
Voraussetzungen des § 186 Abs. 5 AktG erfüllenden Unternehmen mit der Verpflich-
tung übernommen werden, sie den Aktionären zum Bezug anzubieten. 
 
Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats die Einzelheiten der 
Durchführung der Kapitalerhöhung aus dem Genehmigten Kapital 2020/I, insbeson-
dere den Inhalt der Aktienrechte sowie die Bedingungen der Aktienausgabe, ein-
schließlich des Ausgabebetrages, festzulegen. 
 
Der Aufsichtsrat wird ermächtigt, die Fassung der Satzung nach Ablauf der Ermächti-
gungsfrist oder nach vollständiger oder teilweiser Durchführung der Erhöhung des 
Grundkapitals aus dem Genehmigten Kapital 2020/I entsprechend dem Umfang der 
Kapitalerhöhung aus dem Genehmigten Kapital 2020/I anzupassen.“ 
 
Der dem Genehmigten Kapital 2020/I zugrunde liegende Ermächtigungsbeschluss der 
Hauptversammlung der Gesellschaft vom 28. Dezember 2020 (Tagesordnungs-
punk 10) wird angepasst mit der Maßgabe, dass er bis zur Eintragung der Neufassung 
des § 3 Abs. (5) der Satzung unverändert fort gilt. Die Worte „auf den Inhaber lauten-
den Stückaktien“ werden in der Ermächtigung durch die Worte „auf den Namen lauten-
den Stückaktien“ ersetzt. 
 



 9 | 29 

e) Änderung von § 3 Abs. (5a) der Satzung (Genehmigtes Kapital 2024/I) und des zu-
grundeliegenden Ermächtigungsbeschlusses 
 
§ 3 Abs. (5a) der Satzung der Gesellschaft wird wie folgt neu gefasst: 
 
„Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Grundkapital der 
Gesellschaft bis zum Ablauf von fünf Jahren, gerechnet ab dem Tag der Eintragung 
dieses genehmigten Kapitals in das Handelsregister, einmalig oder mehrmalig, ganz 
oder in Teilbeträgen um bis zu EUR 1.383.006,00 gegen Bar- und/oder Sacheinlagen 
durch Ausgabe von bis zu 1.383.006 neuen, auf den Namen lautenden Stückaktien mit 
einem rechnerischen Anteil am Grundkapital von je EUR 1,00 je Aktie zu erhöhen (Ge-
nehmigtes Kapital 2024/I). Die Ermächtigung kann einmal oder mehrmals, ganz oder 
in Teilbeträgen ausgenutzt werden. 
 
Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das gesetzliche Be-
zugsrecht der Aktionäre in folgenden Fällen auszuschließen: 
 
– für Spitzenbeträge; 
– bei Kapitalerhöhungen gegen Bareinlage sofern der auf die neue Aktien, für die 

das Bezugsrecht ausgeschlossen wird, insgesamt entfallende anteilige Betrag 
des Grundkapitals 20 % des im Zeitpunkt der Ausübung dieser Ermächtigung 
vorhandenen Grundkapitals nicht übersteigt und der Ausgabebetrag der neuen 
Aktien den Börsenpreis der bereits an einer Wertpapierbörse gehandelten Aktien 
gleicher Gattung und Ausstattung zum Zeitpunkt der endgültigen Festlegung des 
Ausgabebetrags durch den Vorstand nicht wesentlich im Sinne der §§ 203 Abs. 1 
und 2, 186 Abs. 3 Satz 4 AktG unterschreitet; 

– bei Kapitalerhöhungen gegen Sacheinlage, insbesondere in Form von Unterneh-
men und/oder Unternehmensteilen, Gesellschaften und/oder Gesellschaftsantei-
len, Forderungen, Patenten, Marken und/oder sonstigen gewerblichen Schutz-
rechten, Lizenzen und/oder sonstigen Vermögensgegenständen und/oder sons-
tigen Rechten; 

– um den Inhabern von Wandelschuldverschreibungen, Wandeldarlehen, Options-
schuldverschreibungen oder Optionsscheinen, die von der Gesellschaft ausge-
geben werden, ein Bezugsrecht auf neue Aktien in dem Umfang zu gewähren, 
wie es ihnen nach Ausübung des Options- bzw. Wandlungsrechts oder nach Er-
füllung der Wandlungspflicht zustehen würde; 

– um Aktien an Mitglieder des Vorstands, Geschäftsführer von mit der Gesellschaft 
verbundenen Unternehmen oder Arbeitnehmer der Gesellschaft oder mit ihr ver-
bundener Unternehmen ausgeben zu können. 
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Sofern das Bezugsrecht der Aktionäre nicht ausgeschlossen wird, kann das Bezugs-
recht auch eingeräumt werden, indem die Aktien von Kreditinstituten oder anderen die 
Voraussetzungen des § 186 Abs. 5 AktG erfüllenden Unternehmen mit der Verpflich-
tung übernommen werden, sie den Aktionären zum Bezug anzubieten. 
 
Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats die Einzelheiten der 
Durchführung der Kapitalerhöhung aus dem Genehmigten Kapital 2024/I, insbeson-
dere den Inhalt der Aktienrechte sowie die Bedingungen der Aktienausgabe, ein-
schließlich des Ausgabebetrages, festzulegen. 
 
Der Aufsichtsrat ist ermächtigt, die Fassung der Satzung nach Ablauf der Ermächti-
gungsfrist oder nach vollständiger oder teilweiser Durchführung der Erhöhung des 
Grundkapitals aus dem Genehmigten Kapital 2024/I entsprechend dem Umfang der 
Kapitalerhöhung aus dem Genehmigten Kapital 2024/I anzupassen.“ 
 
Der dem Genehmigten Kapital 2024/I zugrunde liegende Ermächtigungsbeschluss der 
Hauptversammlung der Gesellschaft vom 6. September 2024 (Tagesordnungspunk 9) 
wird angepasst mit der Maßgabe, dass er bis zur Eintragung der Neufassung des § 3 
Abs. (5a) der Satzung unverändert fort gilt. Die Worte „auf den Inhaber lautenden 
Stückaktien“ werden in der Ermächtigung durch die Worte „auf den Namen lautenden 
Stückaktien“ ersetzt. 
 

f) Änderung von § 4 der Satzung 
 
§ 4 Abs. (1) der Satzung der Gesellschaft wird wie folgt neu gefasst: 
 
„Sämtliche Aktien der Gesellschaft lauten auf den Namen.“ 
 
§ 4 der Satzung der Gesellschaft wird um folgenden neuen Absatz (5) ergänzt: 
 
„Die Aktionäre haben der Gesellschaft zur Eintragung ins Aktienregister, soweit es sich 
um natürliche Personen handelt, ihren Namen, ihre Anschrift und ihr Geburtsdatum, 
soweit es sich um juristische Personen, Personengesellschaften oder vergleichbare 
Organisationsformen handelt, ihre Firma, ihre Geschäftsanschrift und ihren Sitz, sowie 
in jedem Fall die Zahl der von ihnen gehaltenen Aktien anzugeben.“ 

g) Änderung von § 16 der Satzung 
 

§ 16 Abs. (1) der Satzung der Gesellschaft wird wie folgt neu gefasst: 
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„Zur Teilnahme an der Hauptversammlung und zur Ausübung des Stimmrechts sind 
nur diejenigen Aktionäre berechtigt, die im Aktienregister eingetragen sind und sich 
rechtzeitig vor der Hauptversammlung angemeldet haben. Löschungen und Eintragun-
gen im Aktienregister finden am Tag der Hauptversammlung und in den letzten sechs 
Tagen vor dem Tag der Hauptversammlung nicht statt. Die Anmeldung muss der Ge-
sellschaft unter der in der Einberufung hierfür mitgeteilten Adresse in Textform in deut-
scher oder englischer Sprache mindestens sechs Tage vor der Hauptversammlung zu-
gehen. Der Tag der Hauptversammlung und der Tag des Zugangs der Anmeldung sind 
nicht mitzurechnen.“ 
 
§ 16 Abs. (2) und Abs. (3) der Satzung der Gesellschaft werden aufgehoben. Der bis-
herige § 16 Abs. (4) der Satzung wird zu § 16 Abs. (2) der Satzung. 
 

Eine änderungsmarkierte Gegenüberstellung der geltenden Fassung der betreffenden Sat-
zungsregelungen der Gesellschaft und der beabsichtigten Änderung der Satzung durch diesen 
Tagesordnungspunkt 6 ist von der Einberufung der Hauptversammlung an über die Internet-
seite der Gesellschaft unter 

 
https://pyramid-ag.com/termin/annual-general-meeting-2025/ 

 
zugänglich. 
 
Tagesordnungspunkt 7 
Beschlussfassung über die Schaffung einer Ermächtigung zum Erwerb und zur Verwen-
dung eigener Aktien mit Bezugsrechtsausschluss; einschließlich der Ermächtigung zur 
Einziehung erworbener eigener Aktien und Kapitalherabsetzung 
 
Zum Erwerb, zur Verwendung und Einziehung eigener Aktien bedarf die Gesellschaft gemäß 
§ 71 Abs. 1 Nr. 8 AktG, soweit nicht ausdrücklich gesetzlich zugelassen, einer besonderen 
Ermächtigung durch die Hauptversammlung. Seit der Beschlussfassung der Hauptversamm-
lung am 30. August 2022 über die derzeit bestehende Ermächtigung zum Erwerb und zur Ver-
wendung eigener Aktien wurde das Grundkapital der Gesellschaft von EUR 18.554.342,00 auf 
derzeit EUR 23.068.175,00 erhöht. Daher soll der Hauptversammlung zur Anpassung der Er-
mächtigung an das geänderte Grundkapital vorgeschlagen werden, der Gesellschaft unter 
Aufhebung der bisherigen Ermächtigung eine neue Ermächtigung zum Erwerb und zur Ver-
wendung eigener Aktien zu erteilen, welche dem geänderten Grundkapital in dem von dem 
Aktiengesetz zugelassenen Umfang Rechnung trägt. 
 
Vorstand und Aufsichtsrat schlagen daher vor, folgenden Beschluss zu fassen:  
 
a) Aufhebung der bestehenden Ermächtigung 



 12 | 29 

 
Die von der ordentlichen Hauptversammlung am 30. August 2022 unter Tagesordnungs-
punkt 7 beschlossene Ermächtigung zum Erwerb und zur Verwendung eigener Aktien wird mit 
Wirkung zum Zeitpunkt des Wirksamwerdens der neuen unter nachstehendem Buchstaben b) 
dieses Tagesordnungspunkts 7 vorgeschlagenen Ermächtigung aufgehoben. 
 
b) Schaffung einer neuen Ermächtigung 

 
aa) Die Gesellschaft wird ermächtigt, bis zum 25. August 2030 eigene Aktien bis zu 

insgesamt 10 % des zum Zeitpunkt des Wirksamwerdens der vorliegenden Er-
mächtigung bestehenden Grundkapitals oder – falls dieser Wert geringer ist – 
des zum Zeitpunkt der Ausübung der Ermächtigung bestehenden Grundkapitals 
zu erwerben. Auf die aufgrund dieser Ermächtigung erworbenen Aktien dürfen 
zusammen mit anderen eigenen Aktien, die sich im Besitz der Gesellschaft be-
finden oder ihr nach §§ 71 a ff. des Aktiengesetzes zuzurechnen sind, zu keinem 
Zeitpunkt mehr als 10 % des Grundkapitals entfallen. 
 
Die Ermächtigung kann ganz oder in Teilbeträgen, einmal oder mehrmals, durch 
die Gesellschaft, durch Konzernunternehmen oder für Rechnung der Gesell-
schaft durch Dritte ausgeübt werden. 
 
Der Erwerb erfolgt nach Wahl des Vorstands über die Börse oder über ein multi-
laterales Handelssystem im Sinne von § 2 Absatz 6 Börsengesetz oder mittels 
eines an alle Aktionäre der Gesellschaft gerichteten öffentlichen Kaufangebots 
bzw. mittels einer öffentlichen Aufforderung an die Aktionäre zur Abgabe von 
Verkaufsangeboten: 
 
i. Erfolgt der Erwerb der Aktien über die Börse oder über ein multilaterales 

Handelssystem im Sinne von § 2 Absatz 6 Börsengesetz, darf der von der 
Gesellschaft gezahlte Gegenwert je Aktie (ohne Erwerbsnebenkosten) den 
an der Frankfurter Wertpapierbörse ermittelten durchschnittlichen Schluss-
kurs (XETRA-Handel oder eines an die Stelle des XETRA-Systems getre-
tenen funktional vergleichbaren Nachfolgesystems oder – sofern die Aktien 
der Gesellschaft nicht im XETRA-Handelssystem gehandelt werden – dem 
Schlusskurs der Aktie im elektronischen Handelssystem der Börse Mün-
chen oder einer anderen Börse, an der die Aktien der Gesellschaft gehan-
delt werden) für Aktien gleicher Ausstattung an den letzten drei Handelsta-
gen vor dem Erwerb der Aktien um nicht mehr als 10 % über- oder unter-
schreiten. 

 
ii. Erfolgt der Erwerb mittels eines an alle Aktionäre der Gesellschaft gerich-

teten öffentlichen Kaufangebots (oder einer öffentlichen Aufforderung zur 
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Abgabe von Verkaufsangeboten), dürfen der gebotene Kaufpreis oder die 
Grenzwerte der gebotenen Kaufpreisspanne je Aktie (ohne Erwerbsneben-
kosten) den an der Frankfurter Wertpapierbörse ermittelten durchschnittli-
chen Schlusskurs (XETRA-Handel oder eines an die Stelle des XETRA-
Systems getretenen funktional vergleichbaren Nachfolgesystems oder – 
sofern die Aktien der Gesellschaft nicht im XETRA-Handelssystem gehan-
delt werden – dem Schlusskurs der Aktie im elektronischen Handelssystem 
der Börse München oder einer anderen Börse, an der die Aktien der Ge-
sellschaft gehandelt werden) an den letzten drei Börsenhandelstagen vor 
dem Tag der Veröffentlichung des Angebots für Aktien gleicher Gattung um 
nicht mehr als 10 % über- oder unterschreiten. Das öffentliche Kaufangebot 
bzw. die öffentliche Aufforderung zur Abgabe von Verkaufsangeboten kann 
weitere Bedingungen vorsehen. Das Volumen des Angebots kann begrenzt 
werden. Sofern die Gesamtzahl der von den Aktionären zum Erwerb ange-
botenen Aktien dieses Volumen überschreitet, muss die Annahme im Ver-
hältnis der jeweils zum Erwerb angebotenen Aktien erfolgen. Eine bevor-
rechtigte Annahme geringer Stückzahlen bis zu 100 Stück zum Erwerb an-
gebotener Aktien je Aktionär sowie eine Rundung nach kaufmännischen 
Grundsätzen zur Vermeidung rechnerischer Bruchteile von Aktien können 
vorgesehen werden. Ein etwaiges weitergehendes Andienungsrecht der 
Aktionäre ist insoweit ausgeschlossen. 

 
bb) Der Vorstand wird ermächtigt, die aufgrund dieser Ermächtigung oder aufgrund 

früherer Ermächtigungen erworbenen eigenen Aktien ohne weiteren Hauptver-
sammlungsbeschluss nicht nur über die Börse oder über ein multilaterales Han-
delssystem im Sinne von § 2 Absatz 6 Börsengesetz oder durch ein öffentliches 
Angebot an alle Aktionäre zu veräußern, sondern sie auch, jeweils mit Zustim-
mung des Aufsichtsrats, zu allen gesetzlich zulässigen Zwecken, insbesondere 
zu den folgenden Zwecken zu verwenden: 

 
i. Die eigenen Aktien können an Dritte gegen Sachleistung ausgegeben wer-

den, insbesondere als Gegenleistung für den Erwerb von Unternehmen, 
Beteiligungen an Unternehmen oder Unternehmensteilen sowie für den Er-
werb von Forderungen gegen die Gesellschaft. 

 
ii. Die eigenen Aktien können an Dritte veräußert werden. Der Preis, zu dem 

die Aktien der Gesellschaft an Dritte veräußert werden, darf den Börsen-
kurs der Aktien zum Zeitpunkt der Veräußerung nicht wesentlich unter-
schreiten. Bei der Ausnutzung dieser Ermächtigung ist der Ausschluss des 
Bezugsrechts aufgrund anderer Ermächtigungen nach § 186 Abs. 3 Satz 4 
AktG zu berücksichtigen. 
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iii. Die eigenen Aktien können Mitgliedern des Vorstands oder Personen, die 

in einem Arbeitsverhältnis zu der Gesellschaft oder einer ihrer Konzernge-
sellschaften stehen, zur Erfüllung von Mitarbeiterbeteiligungsprogrammen 
und/oder zur Ausübung von Options- und/oder Wandlungsrechten bzw. -
pflichten aus von der Gesellschaft oder ihren Konzerngesellschaften aus-
gegebenen Options- und/oder Wandelschuldverschreibungen angeboten 
und übertragen werden. 

 
iv. Die eigenen Aktien können eingezogen werden, ohne dass die Einziehung 

eines weiteren Hauptversammlungsbeschlusses bedarf. Die Einziehung 
führt zur Kapitalherabsetzung. Die Aktien können auch im vereinfachten 
Verfahren ohne Kapitalherabsetzung durch Anpassung des anteiligen 
rechnerischen Betrags der übrigen Stückaktien am Grundkapital der Ge-
sellschaft eingezogen werden. Die Einziehung kann auf einen Teil der er-
worbenen Aktien beschränkt werden. 

 
Die vorstehenden Ermächtigungen zur Verwendung der erworbenen eigenen Aktien 
können einmal oder mehrmals, ganz oder in Teilen, einzeln oder gemeinsam ausge-
nutzt werden. Das Bezugsrecht der Aktionäre auf erworbene eigene Aktien wird inso-
weit ausgeschlossen, wie diese Aktien gemäß den vorstehenden Ermächtigungen un-
ter i., ii. und iii. verwendet werden. Der Vorstand wird die Hauptversammlung über die 
Gründe und den Zweck des Erwerbs eigener Aktien, die Zahl der erworbenen Aktien 
und den auf sie entfallenden Betrag des Grundkapitals sowie den jeweils gezahlten 
Gegenwert für die Aktien unterrichten. 
 
Der Aufsichtsrat wird ermächtigt, die Fassung der Satzung entsprechend der jeweiligen 
Ausnutzung der Ermächtigung zur Einziehung anzupassen. 
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II. 
Bericht des Vorstands an die Hauptversammlung gemäß §§ 203 Abs. 2, 186 Abs. 4 
Satz 2 AktG zu Tagesordnungspunkt 7 über die Ermächtigung zum Erwerb und zur 

Verwendung eigener Aktien mit Bezugsrechtsausschluss; einschließlich der Ermächti-
gung zur Einziehung erworbener eigener Aktien und Kapitalherabsetzung 

 
Das Aktiengesetz bietet in seinem § 71 Abs. 1 Nr. 8 die Möglichkeit, aufgrund einer Ermächti-
gung der Hauptversammlung eigene Aktien bis zu insgesamt 10% des Grundkapitals zu er-
werben. 
 
Der Beschlussvorschlag zu Tagesordnungspunkt 7 sieht vor, den Vorstand mit Zustimmung 
des Aufsichtsrats zum Erwerb eigener Aktien zu ermächtigen, die maximal 10% des zum Zeit-
punkt der Beschlussfassung oder - falls dieser Wert geringer ist - des zum Zeitpunkt der Aus-
übung der Ermächtigung bestehenden Grundkapitals ausmachen dürfen. Dabei hat der Er-
werb über die Börse oder über ein multilaterales Handelssystem im Sinne von § 2 Absatz 6 
Börsengesetz, aufgrund eines an alle Aktionäre gerichteten öffentlichen Kaufangebots oder 
aufgrund einer an alle Aktionäre gerichteten öffentlichen Aufforderung zur Abgabe von Ver-
kaufsangeboten zu erfolgen. 
 
Die Ermächtigung zum Erwerb eigener Aktien soll der Gesellschaft eingeräumt werden, damit 
die Gesellschaft die Flexibilität erhält, einen Aktienerwerb durchführen und damit den gesell-
schaftspolitischen Erfordernissen entsprechend agieren zu können. 
 
Durch Beschluss zu Tagesordnungspunkt 7 soll die Gesellschaft, beschränkt auf den maximal 
möglichen Zeitraum von 5 Jahren, ermächtigt werden, eigene Aktien bis zu insgesamt 10 % 
ihres Grundkapitals zu erwerben. Damit soll der Vorstand in die Lage versetzt werden, im In-
teresse der Gesellschaft und ihrer Aktionäre eigene Aktien über die Börse oder über ein mul-
tilaterales Handelssystem im Sinne von § 2 Absatz 6 Börsengesetz oder aufgrund eines öf-
fentlichen Kaufangebots oder aufgrund einer öffentlichen Aufforderung zur Abgabe von Ver-
kaufsangeboten erwerben zu können. Die Ermächtigung soll der Gesellschaft die Möglichkeit 
verschaffen, ihr Eigenkapital flexibel den jeweiligen geschäftlichen Erfordernissen anzupassen 
und auf günstige Börsensituationen schnell und flexibel reagieren zu können. Darüber hinaus 
soll die Ermächtigung vorsehen, dass die Gesellschaft erworbene eigene Aktien auch als Ge-
genleistung verwenden kann, um das Unternehmen oder Beteiligungen an Unternehmen zu 
erwerben. 
 
Die Ermächtigung ermöglicht, im Interesse der Gesellschaft und ihrer Aktionäre eigene Aktien 
bis zur Höhe von 10% des Grundkapitals der Gesellschaft zu einem Preis zu erwerben, der 
den Börsenkurs um nicht mehr als 10% über- oder unterschreitet. Maßgeblich ist insoweit der 
Durchschnitt der Kurse für Aktien der Gesellschaft in der Schlussauktion im XETRA-Handel 
oder eines an die Stelle des XETRA-Systems getretenen funktional vergleichbaren 
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Nachfolgesystems oder – sofern die Aktien der Gesellschaft nicht im XETRA-Handelssystem 
gehandelt werden – dem Schlusskurs der Aktie im elektronischen Handelssystem der Börse 
München oder einer anderen Börse, an der die Aktien der Gesellschaft gehandelt werden an 
den letzten drei Handelstagen vor dem Tag des Erwerbs beziehungsweise der öffentlichen 
Ankündigung des Angebotes. Bei der Ausnutzung von Ermächtigungen zum Erwerb eigener 
Aktien ist die Grenze des § 71 Abs. 2 AktG zu beachten. Nach dieser Regelung dürfen auf 
erworbene eigene Aktien zusammen mit anderen Aktien der Gesellschaft, welche die Gesell-
schaft bereits erworben hat und noch besitzt, nicht mehr als 10% des Grundkapitals entfallen. 
Auf den Ermächtigungsbetrag ist im Übrigen der Betrag anzurechnen, der auf Aktien entfällt, 
die bei zukünftiger Ausnutzung genehmigten Kapitals ohne Bezugsrechtseinräumung ausge-
geben oder aufgrund von zukünftig begebenen Wandel- oder Optionsschuldverschreibungen 
bezogen werden können oder müssen, soweit die Wandel- oder Optionsschuldverschreibun-
gen ohne Einräumung eines Bezugsrechts der Aktionäre ausgegeben werden. Diese Bestim-
mung soll sicherstellen, dass die Ermächtigung zum Ausschluss des Bezugsrechts bei Kapi-
talmaßnahmen im Sinne von § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG insgesamt auf den Höchstbetrag von 
10% des Grundkapitals beschränkt ist. 
 
Der Erwerb eigener Aktien über die Börse oder über ein multilaterales Handelssystem im 
Sinne von § 2 Absatz 6 Börsengesetz oder aufgrund eines öffentlichen Kaufangebots oder 
aufgrund einer öffentlichen Aufforderung zur Abgabe von Verkaufsangeboten, wie im Be-
schluss vorgesehen, trägt dem zu beachtenden Gleichbehandlungsgrundsatz gemäß § 53a 
AktG Rechnung. Sofern ein öffentliches Kaufangebot überzeichnet ist, muss die Annahme zur 
Wahrung des Gleichbehandlungsgrundsatzes nach Quoten erfolgen. Zur Vereinfachung soll 
jedoch eine bevorrechtigte Annahme kleiner Offerten oder kleiner Teile von Offerten bis zu 
maximal 100 Stück Aktien je Aktionär zulässig sein. Diese Möglichkeit dient dazu, bei der 
Festlegung der zu erwerbenden Quoten gebrochene Beträge und kleine Restbestände zu ver-
meiden und damit die technische Abwicklung zu erleichtern. Auch eine faktische Beeinträchti-
gung von Kleinaktionären kann so vermieden werden. Schließlich soll eine Rundung nach 
kaufmännischen Grundsätzen zur Vermeidung rechnerischer Bruchteile von Aktien vorgese-
hen werden können. Insoweit können die Erwerbsquote und die Anzahl der von einzelnen 
andienenden Aktionären zu erwerbenden Aktien so gerundet werden, wie es erforderlich ist, 
um den Erwerb ganzer Aktien abwicklungstechnisch darzustellen. 
 
Des Weiteren sieht die vorgeschlagene Ermächtigung gemäß § 71 Abs. 1 Nr. 8 Satz 5 AktG 
vor, dass die Gesellschaft erworbene eigene Aktien in anderer Weise als über die Börse oder 
durch ein Angebot an alle Aktionäre veräußern kann. Voraussetzung hierfür ist, dass die eige-
nen Aktien entsprechend § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG zu einem Preis veräußert werden, der den 
Börsenkurs der Aktien der Gesellschaft im Zeitpunkt der Veräußerung nicht wesentlich unter-
schreitet. Hierdurch wird eine Verwässerung des Kurses vermieden. Die Möglichkeit einer Ver-
äußerung in anderer Form als über die Börse oder über ein multilaterales Handelssystem im 
Sinne von § 2 Absatz 6 Börsengesetz oder durch ein Angebot an alle Aktionäre dient der 
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vereinfachten Mittelbeschaffung und kann im Interesse der Gesellschaft und der Aktionäre 
liegen. Insbesondere können Aktien auf diese Weise an institutionelle Anleger verkauft und 
damit zusätzliche in- und ausländische Aktionäre gewonnen werden. Die Gesellschaft wird 
gleichzeitig in die Lage gesetzt, ihr Eigenkapital flexibel an den jeweiligen geschäftlichen Er-
fordernissen anzupassen und auf günstige Börsensituationen schnell und flexibel zu reagie-
ren. 
 
Die vorgeschlagene Ermächtigung sieht vor, dass die Gesellschaft erworbene eigene Aktien 
gegen Sachleistungen ausgeben kann, insbesondere als Gegenleistung beim Erwerb von Un-
ternehmen, Beteiligungen an Unternehmen oder Unternehmensteilen sowie beim Erwerb von 
Forderungen gegen die Gesellschaft. Hiermit soll dem Vorstand ermöglicht werden, die erwor-
benen Aktien als Gegenleistung für eine Sacheinlage zu verwenden, und die Gesellschaft wird 
gleichsam in die Lage versetzt, eigene Aktien als „Akquisitionswährung“ zu nutzen. Eigene 
Aktien sich eine wichtige „Akquisitionswährung“. Der nationale und internationale Wettbewerb 
erfordert in zunehmendem Maße diese Art der Gegenleistung. Aus diesem Grunde soll die 
vorgeschlagene Ermächtigung der Gesellschaft ermöglichen, Gelegenheiten zum Erwerb von 
Unternehmen oder Beteiligungen an Unternehmen im Interesse der Gesellschaft und der Ak-
tionäre flexibel und kostengünstig nutzen zu können, insbesondere ohne die zeitlich häufig 
nicht mögliche Befassung der Hauptversammlung. 
 
Die Vermögens- und Stimmrechtsinteressen der Aktionäre werden im Falle einer solchen Ver-
äußerung eigener Aktien unter Ausschluss des Bezugsrechts angemessen gewahrt. Die Er-
mächtigung beschränkt sich hier auf einen Anteil von höchstens 10% des Grundkapitals der 
Gesellschaft, so dass sichergestellt ist, dass sie Gesamtzahl der erworbenen Aktien, die unter 
Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre wieder ausgegeben werden können, insgesamt 
10% des Grundkapitals der Gesellschaft nicht übersteigen dürfen. Der Vorstand wird darüber 
hinaus Sorge tragen, dass Aktien nur in einem solchen Umfang als Gegenleistung für eine 
Unternehmensakquisition hingegeben werden, wie sie dem Wert des erworbenen Unterneh-
mens der der erworbenen Unternehmensbeteiligung entspricht, so dass keine wertmäßige 
Verwässerung eintritt. Die Verwendung eigener Aktien hat für die Altaktionäre gegenüber der 
Durchführung von Sachkapitalerhöhungen zudem den Vorteil, dass ihr Stimmrecht im Ver-
gleich zu der Situation vor dem Erwerb eigener Aktien durch die Gesellschaft nicht verwässert 
wird. 
 
Die Vermögens- und Stimmrechtsinteressen der Aktionäre werden auch bei der Veräußerung 
eigener Aktien an Dritte unter Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre auf Grundlage der 
gesetzlichen Regelung des § 71 Absatz 1 Nr. 8 AktG angemessen gewahrt. Die Ermächtigung 
beschränkt sich auch hier auf einen Anteil von höchstens 10 % des Grundkapitals der Gesell-
schaft. Auf diese Weise wird sichergestellt, dass die Gesamtzahl der erworbenen Aktien, die 
unter Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre wieder ausgegeben werden können, insge-
samt 10% des Grundkapitals der Gesellschaft nicht übersteigen dürfen. Darüber hinaus dürfen 
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die erworbenen eigenen Aktien, wenn sie in anderer Weise als über die Börse oder über ein 
multilaterales Handelssystem im Sinne von § 2 Absatz 6 Börsengesetz oder durch ein Angebot 
an alle Aktionäre veräußert werden sollen, nur zu einem Preis veräußert werden, der den Bör-
senkurs der Aktien gleicher Ausstattung zum Zeitpunkt der Veräußerung nicht wesentlich un-
terschreitet. Den Aktionären entsteht, soweit sie am Erhalt einer Beteiligungsquote interessiert 
sind, damit kein Nachteil, da sie die entsprechende Anzahl von Aktien jederzeit an der Börse 
oder über ein multilaterales Handelssystem im Sinne von § 2 Absatz 6 Börsengesetz hinzuer-
werben können. 
 
Des Weiteren sieht die Ermächtigung vor, eigene Aktien der Gesellschaft den Mitgliedern des 
Vorstands oder Personen, die in einem Arbeitsverhältnis zu der Gesellschaft oder einer ihrer 
Konzerngesellschaften stehen, zur Erfüllung von Mitarbeiterbeteiligungsprogrammen 
und/oder zur Ausübung von Options- und/oder Wandlungsrechten bzw. -pflichten aus von der 
Gesellschaft oder ihren Konzerngesellschaften ausgegebenen Options- und/oder Wandel-
schuldverschreibungen anzubieten oder zu übertragen. Durch die vorgeschlagene Beschluss-
fassung wird keine neue Ermächtigung zur Einräumung weiterer Wandlungs- und/oder Opti-
onsrechte geschaffen. Sie dient lediglich dem Zweck, der Verwaltung die Möglichkeit einzu-
räumen, anstelle der Nutzung bedingten Kapitals ganz oder teilweise eigene Aktien zur Erfül-
lung von Wandlungs- und/oder Optionsrechten bzw. Wandlungspflichten einzusetzen, die be-
reits aufgrund anderweitiger Ermächtigungen begründet wurden. Es entstehen keine Belas-
tungen für die Aktionäre, die über die mit einem Bezugsrechtsausschluss bei der Ausgabe von 
Wandel- und/oder Optionsschuldverschreibungen ggf. verbundenen Verwässerungseffekte 
hinausgehen. Vielmehr wird lediglich die Flexibilität des Vorstands erhöht, indem er Options- 
und/oder Wandelschuldverschreibungen nicht zwingend aus bedingtem Kapital bedienen 
muss, sondern auch eigene Aktien dazu verwenden kann, wenn das in der konkreten Situation 
im Interesse der Gesellschaft und ihrer Aktionäre günstiger erscheint. 
 
Schließlich soll der Vorstand durch die Hauptversammlung ermächtigt werden, eigene Aktien 
ohne weiteren Hauptversammlungsbeschluss einzuziehen. Gemäß § 237 Abs. 3 Nr. 3 AktG 
kann die Hauptversammlung einer Gesellschaft die Einziehung ihrer voll eingezahlten Stück-
aktien beschließen, ohne dass hierdurch eine Herabsetzung des Grundkapitals der Gesell-
schaft erforderlich wird. Die hier vorgeschlagene Ermächtigung sieht neben der Einziehung 
mit Kapitalherabsetzung diese Alternative ausdrücklich vor. Durch die Einziehung eigener Ak-
tien ohne Kapitalherabsetzung erhöht sich automatisch der rechnerische Anteil der übrigen 
Stückaktien am Grundkapital der Gesellschaft. 
 
Der Vorstand wird in der jeweils nächsten Hauptversammlung über die Ausnutzung dieser 
Ermächtigung berichten. Der Vorstand wird in jedem Einzelfall sorgfältig prüfen, ob er von der 
Ermächtigung Gebrauch machen wird. Eine Ausnutzung dieser Möglichkeit wird nur dann er-
folgen, wenn dies nach Einschätzung des Vorstands im wohlverstandenen Interesse der Ge-
sellschaft und damit ihrer Aktionäre liegt und verhältnismäßig ist. 
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München, im Juli 2025 
 

Pyramid AG 
Der Vorstand 
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III. 

Allgemeine Hinweise zur Hauptversammlung 
 
 
1. Gesamtzahl der Aktien und Stimmrechte im Zeitpunkt der Einberufung der Haupt-

versammlung 
 
Im Zeitpunkt der Einberufung der am 26. August 2025 stattfindenden ordentlichen Hauptver-
sammlung beträgt das Grundkapital der Gesellschaft EUR 23.068.175,00 und ist eingeteilt in 
23.068.175 Stückaktien. Jede Stückaktie gewährt in der Hauptversammlung eine Stimme. Die 
Gesellschaft hält im Zeitpunkt der Einberufung der Hauptversammlung 300 eigene Aktien. 
 
2. Abhaltung im Wege der Virtuellen Hauptversammlung 
 
Der Vorstand der Gesellschaft hat mit Zustimmung des Aufsichtsrats gemäß § 118a Abs. 1 
Satz 1 AktG i.V.m. § 15 Abs. (6) der Satzung der Gesellschaft beschlossen, die Hauptver-
sammlung ohne physische Präsenz der Aktionäre oder ihrer Bevollmächtigten (mit Ausnahme 
der von der Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreter) am Ort der Hauptversammlung als 
virtuelle Hauptversammlung abzuhalten. Eine physische Teilnahme der Aktionäre oder ihrer 
Bevollmächtigten (mit Ausnahme der von der Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreter) 
ist daher ausgeschlossen. 
 
Die gesamte Hauptversammlung wird vollständig in Bild und Ton im Aktionärsportal, das für 
ordnungsgemäß angemeldete Aktionäre und ihre Bevollmächtigten über https://pyramid-
ag.com/termin/annual-general-meeting-2025/ und dort über den weiterführenden Link zum Ak-
tionärsportal zugänglich ist, übertragen. Die Aktionäre und ihre Bevollmächtigten können im 
Aktionärsportal auch ihr Stimmrecht und weitere Aktionärsrechte ausüben. 
 
3. Teilnahme an der virtuellen Hauptversammlung 
 
Zur Teilnahme an der Hauptversammlung in Form der elektronischen Zuschaltung und insbe-
sondere zur Ausübung der Stimmrechte sind nur diejenigen Aktionäre berechtigt, die sich unter 
Vorlage eines Nachweises ihres Aktienbesitzes bis zum Ablauf des siebten Tages vor der 
Hauptversammlung, also bis zum Ablauf des 19. August 2025, 24.00 Uhr (MESZ) bei der Ge-
sellschaft in deutscher oder englischer Sprache in Textform (§ 126b BGB) anmelden. Die An-
meldung kann auch über das depotführende Institut erfolgen. 
 
Der Nachweis des Aktienbesitzes hat sich auf den Geschäftsschluss des 22. Tages vor der 
Hauptversammlung, also auf den 4. August 2025 (24:00 Uhr MESZ) (Nachweisstichtag) zu 
beziehen. Für den Nachweis des Anteilsbesitzes reicht ein Nachweis des Letztintermediärs 

https://pyramid-ag.com/termin/annual-general-meeting-2025/
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gemäß § 67c Abs. 3 AktG oder ein in Textform erstellter besonderer Nachweis des Anteilsbe-
sitzes durch das depotführende Institut. 
 
Nach Eingang der Anmeldung und des Nachweises ihres Anteilsbesitzes werden den Aktio-
nären Zugangskarten für die Hauptversammlung übersandt. Die Zugangskarte enthält die not-
wendigen Zugangsdaten zum Aktionärsportal: Zugangskarten – Nr. und Passwort. 
 
Das Aktionärsportal ist voraussichtlich ab dem 5. August 2025 freigeschaltet. 
 
Anmeldung und Nachweis des Anteilsbesitzes müssen der Gesellschaft spätestens bis zum 
Ablauf des 19. August 2025, 24:00 Uhr (MESZ) unter folgender Adresse zugehen: 
 
Pyramid AG 
c/o GFEI HV GmbH 
Ostergrube 11 
30559 Hannover 
E-Mail: hv@gfei.de 
 
Wir bitten die Aktionäre, frühzeitig für die Übersendung der Anmeldung und des Nachweises 
ihres Anteilsbesitzes an die Gesellschaft Sorge zu tragen. 
 
4. Stimmabgabe durch elektronische Briefwahl 
 
Aktionäre können ihr Stimmrecht im Wege elektronischer Kommunikation (elektronische Brief-
wahl) ausüben. Zur Ausübung des Stimmrechts der Aktionäre mittels elektronischer Briefwahl 
– selbst oder durch Bevollmächtigte – sind nur diejenigen Aktionäre berechtigt, die sich ord-
nungsgemäß entsprechend den oben unter Ziffer 3. „Teilnahme an der virtuellen Hauptver-
sammlung“ genannten Voraussetzungen angemeldet und den Nachweis des Anteilsbesitzes 
ordnungsgemäß erbracht haben. Für die per elektronischer Briefwahl ausgeübten Stimm-
rechte ist der zum Nachweisstichtag nachgewiesene Aktienbestand maßgeblich. Die Stimm-
abgabe im Wege der elektronischen Briefwahl kann ausschließlich über das Aktionärsportal 
erfolgen. Briefwahlstimmen können im Aktionärsportal abgegeben, geändert oder widerrufen 
werden. Diese Möglichkeit steht zur Verfügung, bis der Versammlungsleiter die Abstimmung 
in der Hauptversammlung schließt. Die Stimmabgabe per Briefwahl zu Tagesordnungspunkt 
2 dieser Einberufung gilt auch im Fall der Anpassung des Gewinnverwendungsvorschlags in-
folge einer Änderung der Zahl dividendenberechtigter Aktien. 
 
5. Vollmachten; Verfahren für die Ausübung des Stimmrechts durch Bevollmächtigte 
 
Aktionäre haben die Möglichkeit, im nachfolgend beschriebenen Rahmen ihr Stimmrecht in 
der Hauptversammlung durch einen Bevollmächtigten, z.B. durch einen Intermediär, eine 
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Aktionärsvereinigung oder durch eine andere Person ausüben zu lassen. Voraussetzung für 
die Ausübung des Stimmrechts durch einen Bevollmächtigten sind die form- und fristgerechte 
Anmeldung des Aktionärs zur Hauptversammlung sowie ein form- und fristgerechter Nachweis 
seines Anteilsbesitzes. Jeder Aktionär darf nur einen Bevollmächtigten benennen. Bevoll-
mächtigt ein Aktionär mehr als eine Person, so kann die Gesellschaft eine oder mehrere von 
diesen zurückweisen. 
 
Die Erteilung der Vollmacht, ihr Widerruf und der Nachweis der Bevollmächtigung gegenüber 
der Gesellschaft bedürfen gemäß § 134 Abs. 3 Satz 3 AktG grundsätzlich der Textform 
(§ 126b BGB), wenn keine Vollmacht nach § 135 AktG erteilt wird. 
 
Bevollmächtigte können das Stimmrecht für die von ihnen vertretenen Aktionäre lediglich im 
Rahmen ihrer jeweiligen Vollmacht oder durch (Unter-) Bevollmächtigung der weisungsgebun-
denen Stimmrechtsvertreter der Gesellschaft ausüben. 
 
Bei der Vollmachtserteilung an Intermediäre, Stimmrechtsberater, Aktionärsvereinigungen 
oder geschäftsmäßig Handelnde besteht ein Formerfordernis weder dem Gesetz noch der 
Satzung nach. Möglicherweise verlangt jedoch in diesen Fällen die zu bevollmächtigende In-
stitution oder Person eine besondere Form der Vollmacht, weil sie gemäß § 135 AktG die 
Vollmacht nachprüfbar festhalten muss. Bitte stimmen Sie sich daher, wenn Sie einen Inter-
mediär, Stimmrechtsberater, geschäftsmäßig Handelnden oder eine Aktionärsvereinigung be-
vollmächtigen wollen, mit diesen Institutionen oder Personen über eine mögliche Form der 
Vollmacht ab. 
 
Die Vollmacht kann gegenüber dem Bevollmächtigten oder gegenüber der Gesellschaft erklärt 
werden. Die Aktionäre erhalten mit Zusendung der Zugangskarte ein Formular, mit dem Voll-
macht an einen Bevollmächtigten erteilt werden kann. 
 
Aktionäre und/oder ihre Bevollmächtigten können die Vollmacht oder den Nachweis ihrer Er-
teilung der Gesellschaft über das Aktionärsportal erteilen bzw. mitteilen, ändern oder widerru-
fen bis der Versammlungsleiter die Abstimmung in der Hauptversammlung schließt. 
 
Aktionäre und/oder ihre Bevollmächtigten können ferner die Vollmacht oder den Nachweis ih-
rer Erteilung der Gesellschaft bis zum Ablauf des 25. August 2025, 24:00 Uhr (MESZ) unter 
einer der folgenden Postadresse oder elektronisch unter der nachfolgenden E-Mail-Adresse: 
 
Pyramid AG 
c/o GFEI HV GmbH 
Ostergrube 11 
30559 Hannover 
E-Mail: hv@gfei.de 
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mittels des hierzu bereit gestellten Formulars übermitteln. Entscheidend ist der Zeitpunkt des 
Zugangs bei der Gesellschaft. 
 
Die Nutzung des passwortgeschützten Aktionärsportals durch den Bevollmächtigten setzt vo-
raus, dass der Bevollmächtigte die entsprechenden Zugangsdaten erhält. Dem Bevollmäch-
tigten werden von der Gesellschaft die Zugangsdaten (Zugangskarten-Nr. und Passwort) nach 
Festlegung des Vollmachtgebers entweder per Post oder per E-Mail übermittelt. Die Bevoll-
mächtigten üben die Stimmrechte über elektronische Briefwahl entsprechend dem unter Zif-
fer 4. dargestellten Verfahren oder mittels Bevollmächtigung der Stimmrechtsvertreter der Ge-
sellschaft entsprechend dem unter Ziffer 6. dargestellten Verfahren aus. 
 
6. Verfahren für die Stimmabgabe durch Stimmrechtsvertreter der Gesellschaft 
 
Die Gesellschaft bietet ihren Aktionären an, sich durch von der Gesellschaft benannte wei-
sungsgebundene Stimmrechtsvertreter („Stimmrechtsvertreter“) als Bevollmächtigte nach 
ihren Weisungen bei den Abstimmungen vertreten zu lassen. Auch in diesem Fall sind eine 
rechtzeitige Anmeldung und der Nachweis des Anteilsbesitzes erforderlich. 
 
Die Erteilung der Vollmachten an diese Stimmrechtsvertreter, ihr Widerruf sowie der Nachweis 
der Bevollmächtigung können vor der Hauptversammlung in Textform oder über das Aktionär-
sportal erteilt werden. Aktionäre, die ihre Vollmachten und Weisungen nicht über das Aktio-
närsportal erteilen, werden gebeten, für die Vollmachts- und Weisungserteilung an die Stimm-
rechtsvertreter das entsprechende Formular zu verwenden, das mit der Zugangskarte zur vir-
tuellen Hauptversammlung zugestellt wird. 
 
Über das Aktionärsportal erteilte Vollmachten und Weisungen an die von der Gesellschaft be-
nannten Stimmrechtsvertreter müssen spätestens bis zu dem Zeitpunkt erteilt werden, zu dem 
der Versammlungsleiter die Abstimmung in der Hauptversammlung schließt. Bis zu diesem 
Zeitpunkt ist über das Aktionärsportal auch ein Widerruf einer an die von der Gesellschaft 
benannten Stimmrechtsvertreter erteilten Vollmacht oder eine Änderung erteilter Weisungen 
möglich. 
 
Die Erteilung von nicht über das Aktionärsportal übermittelten Vollmachten und Weisungen an 
die von der Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreter müssen aus organisatorischen 
Gründen spätestens bis zum Ablauf des 25. August 2025, 24:00 Uhr (MESZ) unter der folgen-
den Postadresse oder elektronisch unter der nachfolgenden E-Mail-Adresse erfolgen: 
 
Pyramid AG 
c/o GFEI HV GmbH 
Ostergrube 11 
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30559 Hannover 
E-Mail: hv@gfei.de 
 
Entscheidend ist der Zeitpunkt des Zugangs bei der Gesellschaft. 
 
Für einen Widerruf der Vollmachtserteilung an die Stimmrechtsvertreter oder die Änderung 
von Weisungen gelten die vorstehenden Angaben zu den Möglichkeiten der Übermittlung und 
zu den Fristen entsprechend. 
 
Bei einer Bevollmächtigung der Stimmrechtsvertreter müssen diesen Weisungen für die Aus-
übung des Stimmrechts erteilt werden. Die Stimmrechtsvertreter sind verpflichtet, entspre-
chend der ihnen erteilten Weisungen abzustimmen. Ohne eine ausdrückliche Weisung zu den 
einzelnen Gegenständen der Tagesordnung werden die Stimmrechtsvertreter das Stimmrecht 
nicht ausüben. Die Stimmrechtsvertreter nehmen keine Vollmachten zur Einlegung von Wider-
sprüchen gegen Beschlüsse der Hauptversammlung, zur Ausübung der Fragemöglichkeit 
oder zur Stellung von Verfahrens- oder Sachanträgen entgegen. 
 
7. Anträge und Wahlvorschläge von Aktionären bzw. ihren Bevollmächtigten 
 
Gegenanträge und Wahlvorschläge von Aktionären im Sinne von §§ 126, 127 AktG sind bis 
spätestens 14 Tage vor der Hauptversammlung, d.h. spätestens bis zum 11. August 2025, 
24:00 Uhr (MESZ), an die nachfolgende Postadresse oder die nachfolgenden E-Mail-Adresse 
zu richten: 
 
Pyramid AG 
c/o GFEI HV GmbH 
Ostergrube 11 
30559 Hannover 
E-Mail: hv@gfei.de 
 
Anderweitig adressierte Gegenanträge und Wahlvorschläge werden nicht zugänglich gemacht 
werden. Anträge oder Wahlvorschläge von Aktionären bzw. ihren Bevollmächtigten, die ge-
mäß § 126 AktG oder § 127 AktG zugänglich zu machen sind, gelten als im Zeitpunkt der Zu-
gänglichmachung gestellt. Die Gesellschaft ermöglicht, dass das Stimmrecht zu diesen Anträ-
gen oder Wahlvorschlägen ab diesem Zeitpunkt ausgeübt werden kann. Anträge von nicht 
ordnungsgemäß angemeldeten oder nicht ordnungsgemäß legitimierten Aktionären werden in 
der Hauptversammlung nicht behandelt werden. 
 
Aktionäre bzw. ihre Bevollmächtigten, die zu der Hauptversammlung zugeschaltet sind, haben 
darüber hinaus das Recht, in der Hauptversammlung im Wege der Videokommunikation An-
träge und Wahlvorschläge im Rahmen ihres Rederechts zu stellen. 
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8. Einreichung von Stellungnahmen 
 
Ordnungsgemäß zur Hauptversammlung angemeldete Aktionäre bzw. ihre Bevollmächtigten 
haben das Recht, nach § 130a Abs. 1 bis 4 AktG Stellungnahmen zu den Gegenständen der 
Tagesordnung einzureichen. 
 
Die Einreichung hat in Textform in deutscher Sprache über das Aktionärsportal zu erfolgen. 
Stellungnahmen sind gemäß dem dafür vorgesehenen Verfahren als Datei im Dateiformat 
PDF mit einer empfohlenen Dateigröße von maximal 20 MB einzureichen. Die Einreichung 
mehrerer Stellungnahmen ist zulässig. Mit dem Einreichen erklärt sich der Aktionär bzw. sein 
Bevollmächtigter damit einverstanden, dass die Stellungnahme unter Nennung seines Na-
mens im Aktionärsportal zugänglich gemacht wird.  
 
Die Stellungnahmen sind bis spätestens fünf Tage vor der Hauptversammlung, wobei der Tag 
des Zugangs und der Tag der Hauptversammlung nicht mitzurechnen sind, also spätestens 
bis zum 20. August 2025, 24:00 Uhr (MESZ), einzureichen. Eingereichte Stellungnahmen zu 
den Gegenständen der Tagesordnung werden, soweit nicht ausnahmsweise von einer Zu-
gänglichmachung nach § 130a Abs. 3 Satz 4 AktG abgesehen werden darf, bis spätestens 
vier Tage vor der Hauptversammlung, also spätestens am 21. August 2025, 
24:00 Uhr (MESZ) unter Nennung des Namens des einreichenden Aktionärs über die Internet-
seite https://pyramid-ag.com/termin/annual-general-meeting-2025/ im Aktionärsportal zugäng-
lich machen. Anträge, Wahlvorschläge, Fragen und Widersprüche gegen Beschlüsse der 
Hauptversammlung im Rahmen der in Textform eingereichten Stellungnahmen werden in der 
Hauptversammlung nicht berücksichtigt. Die Ausübung des Auskunftsrechts, das Stellen von 
Anträgen bzw. Unterbreiten von Wahlvorschlägen sowie die Einlegung von Widersprüchen 
gegen Beschlüsse der Hauptversammlung ist ausschließlich auf den in dieser Einladung ge-
sondert beschriebenen Wegen möglich. 
 
9. Rederecht 
 
Aktionäre bzw. ihre Bevollmächtigten, die elektronisch zu der Hauptversammlung zugeschaltet 
sind, haben ein Rederecht in der Hauptversammlung im Wege der Videokommunikation. Spä-
testens ab Beginn der Hauptversammlung wird über das Aktionärsportal das für ordnungsge-
mäß angemeldete Aktionäre und ihre Bevollmächtigten über https://pyramid-ag.com/ter-
min/annual-general-meeting-2025/ zugänglich ist, ein virtueller Wortmeldebereich geführt, 
über den die Aktionäre bzw. ihre Bevollmächtigten ihren Redebeitrag anmelden können. 
 
Das Rederecht umfasst insbesondere auch das Recht, Anträge und Wahlvorschläge nach 
§ 118a Abs. 1 S. 2 Nr. 3 AktG zu stellen, das Auskunftsverlangen nach § 131 Abs. 1 AktG 

https://pyramid-ag.com/termin/annual-general-meeting-2025/
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sowie das Recht, gegen einen Beschluss der Hauptversammlung Widerspruch zu Protokoll 
einzulegen.  
 
Aktionäre bzw. ihre Bevollmächtigten, die ihren Redebeitrag über den virtuellen Wortmeldebe-
reich anmelden wollen, benötigen für die Zuschaltung des Redebeitrags entweder ein nicht-
mobiles Endgerät (PC, Notebook, Laptop) oder ein mobiles Endgerät (z. B. Smartphone oder 
Tablet). Für Redebeiträge müssen auf den Endgeräten eine Kamera und ein Mikrofon zur Ver-
fügung stehen, auf die vom Browser aus zugegriffen werden kann. Eine weitere Installation 
von Softwarekomponenten oder Apps auf den Endgeräten ist nicht erforderlich. Bitte stellen 
Sie sicher, dass Sie mit Ihrem Computer oder Mobilgerät eine gute und stabile Internetverbin-
dung haben und dabei eine aktuelle Version des Browsers verwenden. Personen, die sich 
über den virtuellen Wortmeldebereich für einen Redebeitrag angemeldet haben, werden im 
Aktionärsportal für ihren Redebeitrag freigeschaltet werden. Die Gesellschaft behält sich vor, 
die Funktionsfähigkeit der Videokommunikation zwischen Aktionär bzw. Bevollmächtigtem und 
Gesellschaft in der Hauptversammlung und vor dem Redebeitrag zu überprüfen und diesen 
zurückzuweisen, wenn die Funktionsfähigkeit nicht sichergestellt ist. 
 
10. Auskunftsrecht 
 
Jedem Aktionär ist gemäß § 131 Abs. 1 AktG auf Verlangen in der Hauptversammlung vom 
Vorstand Auskunft über Angelegenheiten der Gesellschaft zu geben, soweit die Auskunft zur 
sachgemäßen Beurteilung eines Gegenstands der Tagesordnung erforderlich ist und kein 
Auskunftsverweigerungsrecht besteht. Die Auskunftspflicht des Vorstands erstreckt sich auf 
die rechtlichen und geschäftlichen Beziehungen der Gesellschaft zu den mit ihr verbundenen 
Unternehmen. Des Weiteren betrifft die Auskunftspflicht die Lage des Konzerns und der in den 
Konzernabschluss einbezogenen Unternehmen. 
 
Es ist vorgesehen, dass der Leiter der Hauptversammlung festlegen wird, dass das Auskunfts-
recht nach § 131 Abs. 1 AktG in der Hauptversammlung ausschließlich im Wege der Video-
kommunikation ausgeübt werden darf, also im Rahmen der Ausübung des Rederechts.  
 
§ 131 Abs. 4 S. 1 AktG bestimmt, dass dann, wenn einem Aktionär wegen seiner Eigenschaft 
als Aktionär eine Auskunft außerhalb der Hauptversammlung gegeben worden ist, diese Aus-
kunft jedem anderen Aktionär bzw. dessen Bevollmächtigtem auf dessen Verlangen in der 
Hauptversammlung zu geben ist, wenn sie zur sachgemäßen Beurteilung des Gegenstands 
der Tagesordnung nicht erforderlich ist.  
 
Zudem bestimmt § 131 Abs. 5 S. 1 AktG, dass dann, wenn einem Aktionär eine Auskunft ver-
weigert wird, er verlangen kann, dass seine Frage und der Grund, aus dem die Auskunft ver-
weigert worden ist, in die Niederschrift über die Verhandlung aufgenommen werden. 
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Im Rahmen der virtuellen Hauptversammlung wird gewährleistet werden, dass Aktionäre bzw. 
ihre Bevollmächtigten, die elektronisch zu der Hauptversammlung zugeschaltet sind, ihr Ver-
langen nach § 131 Abs. 4 S. 1 AktG sowie ihr Verlangen nach § 131 Abs. 5 S. 1 AktG im Wege 
der Videokommunikation übermitteln können, also im Rahmen des Rederechts und des dafür 
vorgesehenen Verfahrens der elektronischen Kommunikation über das Aktionärsportal das für 
ordnungsgemäß angemeldete Aktionäre und ihre Bevollmächtigten über https://pyramid-
ag.com/termin/annual-general-meeting-2025/ zugänglich ist, gemäß dem dafür vorgesehenen 
Verfahren mit den entsprechenden Zugangsdaten in der Hauptversammlung. 
 
11. Widerspruch gegen einen Beschluss der Hauptversammlung  
 
Aktionäre bzw. ihre Bevollmächtigten, die elektronisch zu der Hauptversammlung zugeschaltet 
sind, haben das Recht, gegen einen Beschluss der Hauptversammlung über das Aktionär-
sportal das für ordnungsgemäß angemeldete Aktionäre und ihre Bevollmächtigten über 
https://pyramid-ag.com/termin/annual-general-meeting-2025/ zugänglich ist, gemäß dem da-
für vorgesehenen Verfahren mit den entsprechenden Zugangsdaten während der Hauptver-
sammlung, d.h. von der Eröffnung der Hauptversammlung an bis zu ihrer Schließung, Wider-
spruch zu Protokoll im Wege der elektronischen Kommunikation einzulegen. Darüber hinaus 
haben sie auch im Rahmen ihres Rederechts die Möglichkeit, Widerspruch zu Protokoll zu 
erklären. 
 

12. Weitergehende Unterlagen, Erläuterungen und Informationen auf der Internetseite 
der Gesellschaft 

 
Alle gesetzlich erforderlichen Hauptversammlungsunterlagen und Anträge von Aktionären so-
wie weitere Informationen sind ab Einberufung auf der Internetseite der Gesellschaft zugäng-
lich unter  
 

https://pyramid-ag.com/termin/annual-general-meeting-2025/. 
 
Die Abstimmungsergebnisse werden nach der Hauptversammlung unter derselben Internet-
adresse bekannt gegeben. 
 
Auch während der Hauptversammlung werden die gesetzlich zugänglich zu machenden Un-
terlagen auf der Internetseite der Gesellschaft zugänglich sein unter  
 

https://pyramid-ag.com/termin/annual-general-meeting-2025/. 
 
13. Informationen zum Datenschutz 
 

https://pyramid-ag.com/termin/annual-general-meeting-2025/
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Die Gesellschaft verarbeitet im Rahmen der Durchführung der Hauptversammlung folgende 
Kategorien Ihrer personenbezogenen Daten: Kontaktdaten (z.B. Name oder die E-Mail-Ad-
resse), Informationen über Ihre Aktien (z.B. Anzahl der Aktien) und Verwaltungsdaten (z.B. die 
Zugangskartennummer). Die Verarbeitung von personenbezogenen Daten im Rahmen der 
Hauptversammlung basiert auf Art. 6 Abs. 1 lit. c Datenschutzgrundverordnung („DSGVO“). 
Danach ist eine Verarbeitung personenbezogener Daten rechtmäßig, wenn die Verarbeitung 
zur Erfüllung einer rechtlichen Verpflichtung erforderlich ist. Die Gesellschaft ist rechtlich ver-
pflichtet, die Hauptversammlung der Aktionäre durchzuführen. Um dieser Pflicht nachzuge-
hen, ist die Verarbeitung der oben genannten Kategorien personenbezogener Daten unerläss-
lich. Ohne Angabe Ihrer personenbezogenen Daten können Sie sich nicht zur Hauptversamm-
lung anmelden. 
 
Für die Datenverarbeitung ist die Gesellschaft verantwortlich. Die Kontaktdaten des Verant-
wortlichen lauten: 
 
Pyramid AG 
Sendlinger-Tor-Platz 8 
80336 München 
Telefon: +49 89 244 192 200 
E-Mail: datenschutz@pyramid-ag.com 
 
Personenbezogene Daten, die Sie betreffen, werden grundsätzlich nicht an Dritte weitergege-
ben. Ausnahmsweise erhalten auch Dritte Zugang zu diesen Daten, sofern diese von der Ge-
sellschaft zur Erbringung von Dienstleistungen im Rahmen der Durchführung der Hauptver-
sammlung beauftragt wurden. Hierbei handelt es sich um typische Hauptversammlungsdienst-
leister, wie etwa HV-Agenturen, Rechtsanwälte oder Wirtschaftsprüfer. Die Dienstleister erhal-
ten personenbezogene Daten nur in dem Umfang, der für die Erbringung der Dienstleistung 
notwendig ist. 
 
Die oben genannten Daten werden nach Beendigung der Hauptversammlung gelöscht, es sei 
denn, die weitere Verarbeitung der Daten ist im Einzelfall noch zur Bearbeitung von Anträgen, 
Entscheidungen oder rechtlichen Verfahren in Bezug auf die Hauptversammlung erforderlich. 
 
Sie haben das Recht, über die personenbezogenen Daten, die über Sie gespeichert wurden, 
auf Antrag unentgeltlich Auskunft zu erhalten. Zusätzlich haben Sie das Recht auf Berichtigung 
unrichtiger Daten, das Recht, die Einschränkung der Verarbeitung von zu umfangreich verar-
beiteten Daten zu verlangen und das Recht auf Löschung von unrechtmäßig verarbeiteten 
bzw. zu lange gespeicherten personenbezogenen Daten (soweit dem keine gesetzliche Auf-
bewahrungspflicht und keine sonstigen Gründe nach Art. 17 Abs. 3 DSGVO entgegenstehen). 
Darüber hinaus haben Sie das Recht auf Übertragung sämtlicher von Ihnen an uns übergebe-
nen Daten in einem gängigen Dateiformat (Recht auf „Datenportabilität“). 
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Zur Ausübung Ihrer Rechte genügt eine entsprechende E-Mail an datenschutz@pyramid-
ag.com. 
 
Darüber hinaus haben Sie auch das Recht zur Beschwerde bei einer Datenschutzaufsichts-
behörde. 
 
 
München, im Juli 2025 
 

Pyramid AG 
Der Vorstand 
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